
Durch die rasanten Entwicklungen in den Bereichen der Informati-
onstechnologie und – seit dem Ende des Kalten Kriegs und der darauf 
basierenden Neuerschließung vieler Märkte – der zügellosen Durch-
setzung neuer Finanzprodukte im globalen Kapitalverkehr scheint der 
Staat immer mehr in den Hintergrund getreten zu sein. Weltweit wer-
den in jeder Sekunde über verschiedenste Internetplattformen Daten 
ausgetauscht, neue Investitionen per Mausklick getätigt, Mitteilungen 
per „Twitter“ quer durch die Welt geschickt und dank Online-Aukti-
onen Unmengen von Waren ersteigert. Das Ergebnis einer derartigen 
technischen Entwicklung ist das langsame Verschwimmen der Gren-
zen zwischen den Staaten und eine durch enge Kommunikations- und 
Wirtschaftsbeziehungen gewährleistete globale Verschmelzung der 
Kulturen zum Nachteil indigener Lebensformen. Abseits der techni-
schen und kulturellen Globalisierung birgt speziell die ökonomische, 
ökologische und politische Verflechtung enorme Risiken. Gerade weil 
Autorität und Existenz des Nationalstaats hierdurch infrage gestellt 
werden, lohnt es sich, die Rolle des Staates näher zu betrachten: Wer 
benötigt den Staat in einer Zeit, in der multinationale Konzerne ihre 
eigenen Bedingungen für Investitionen diktieren, Privatunternehmen 
die Sicherheitspolitik eines Landes  steuern, das Sozialsystem privati-
siert wird und gewinnorientierte Ratingagenturen die Haushaltspoli-
tik bestimmen? 

Die Globalisierung ist ein Prozess der weltweiten Verflechtung von 
verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen. Dieser Prozess reicht sehr 
weit und lässt sich historisch in verschiedene Phasen aufteilen. Die 
aktuell letzte Phase der Globalisierung begann mit dem Zusammen-
bruch des Ostblocks 1989 und der gleichzeitigen Öffnung der Märkte 
dieser Staaten für den Waren- und Kapitalverkehr aus dem kapitalis-
tischen Westen. Eine anhaltende Diskussion über dieses Phänomen 
ist schon im 160 Jahre alten „Kommunistischen Manifest“ zu lesen. 
Dort heißt es: „[…] Das Bedürfnis nach einem stets ausgedehnten 
Absatz für ihre Produkte jagt die Bourgeoisie über die ganze Erd-
kugel. […] Die Bourgeoisie hat durch ihre Exploitation des Welt-
markts die Produktion und Konsumtion aller Länder kosmopolitisch 
gestaltet.“1 Dies erweckt den Anschein, als diene die Globalisierung 
in ihrem Kern besonders der Kapitalanhäufung durch Erschließung 
neuer Märkte und deren Ausbeutung. Eine alleinige ökonomische 

Betrachtung divergiert jedoch mit den heutigen Auswirkungen eines 
solchen Phänomens auf das alltägliche Leben vieler Individuen. Die 
Globalisierung wirkt nach mehrheitlicher Ansicht in vier verschiede-

nen Dimensionen: Globalisierung der Politik, der Kultur, der 
Ökonomie sowie Globalisierung mit ökologischen Folgen.2 

Inwiefern der Staat als soziale Form von Organisation an Be-
deutung verliert, ist fraglich. Der Staat als Steuerungssubjekt, 
der Entwicklungen innerhalb der Gesellschaft gestaltet, wird 
durch die Einwirkung globaler Faktoren in seiner Funktion 
als hoheitlicher Planer weiter eingeschränkt und zugleich in 
einem Standortwettbewerb mit anderen Staaten konfrontiert. 

Folglich existiert kein Staat mehr, der wirtschaftlich und politisch in 
sich abgeschlossen ist. Durch das Wirken der Globalisierung leidet der 
Staat unter einem Erosionsprozess, an dem die Staatlichkeit bereits zu 
bröckeln begonnen hat. Die Folgen sind an den aktuellen Pleitewellen 
von europäischen Staaten zu beobachten. 

Das traditionelle Prinzip, wonach Regierungen eines Landes die Rah-
menbedingungen für die Unternehmen und Bürger vorgeben und 
dieses Angebot gleichzeitig als Instrument der Einflussnahme auf die 
Standortqualität des jeweiligen Territoriums dient,3 wird im Rahmen 
der globalen Ökonomie seit der Finanzkrise immer häufiger infrage 
gestellt. Wenn ein multinationales Unternehmen seine Produkti-
onsstandortentscheidung von finanziellen Hilfen abhängig macht, 
stellt sich die Frage, ob nationale Hoheitsträger überhaupt noch 
die Rahmenvorgaben des Wirtschaftens als Kompetenz innehaben. 
Passen einem Unternehmen die Steuersätze nicht, so wandert es ins 
Nachbarland aus, um dort die Produktionsstätten mit Einsparungen 
an Lohn- und Steuerabgaben wieder zu eröffnen. Dass gerade diese 
Profite jedoch auf Kosten des Arbeitsschutzes, der in vielen Ländern 
kaum existiert, des Umweltstandards und durch Ausnutzung niedri-
ger Lebenserhaltungskosten erlangt werden, zeigt, wie stark das Prin-
zip der Gewinnmaximierung und wie schwach das Soziale in vielen 
Führungsetagen der Unternehmen verankert ist. Gerade die Etablie-
rung neoliberaler Formeln wie „Wirtschaftliches Wachstum schafft 
und sichert Arbeitsplätze“ oder „Vorfahrt für Arbeit“, als oberste Ma-
xime der Wirtschaftspolitik führt zu einem radikalen Abbau von Ar-
beitnehmerInnenrechten, zu Lohn- und Steuersenkungen und zum 
Ausbau prekärer Beschäftigungsverhältnisse. Eine gesteigerte Ratio-
nalisierungstendenz bei erhöhtem Wachstum wird sogar gänzlich ig-
noriert. Erschwerend kommt die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen aufgrund weltweit unterschiedlicher Produktions-
verhältnisse hinzu, sodass Lohn- und Arbeitsverhältnisse sich zuneh-
mend am globalen Markt und nicht an den nationalen Maßstäben 
orientieren. Folglich werden ArbeitnehmerInnen und der Staat glei-
chermaßen erpresst: Während erstere Lohnkürzungen hinnehmen 
müssen, verzichtet der Staat auf Steuereinnahmen trotz gleicher Rah-
menbedingungen, um einen gänzlichen Verlust zu verhindern. Marx 
erklärte dieses Phänomen wie folgt: „[…]Je mehr das Produktivkapital 

n einem Prozess weltweiter Vernetzungen werden nationale Rege-
lungen durch internationale Verträge abgelöst: Wirtschaftszusam-
menhänge lassen sich nur noch global erklären, das Lösen von Um-

weltproblemen auf bloß nationaler Ebene ist undenkbar geworden. Der 
Nationalstaat durchläuft einen komplexen Wandel, der nicht nur poli-
tische Veränderungen mit sich bringt.



wirtschaftlichen Interessen einsetzen, als nach Lösungen zu suchen.8 
Nur das Bewusstsein für eine notwendige weltweite Umweltpolitik 
kann weitere Schäden abwenden.

Es wäre falsch, die Globalisierung als eine rein negative Erscheinung 
zu begreifen, die ausschließlich dem Interesse von KapitalbesitzerIn-
nen und multinationalen Unternehmen dient. Die Neoliberalen ha-

ben sich ihr eigenes Dilemma geschaffen und der 
Staat versucht, aus diesem herauszutreten. Einerseits 
wird er in Zeiten der Finanzmarktkrise gebraucht, 
andererseits fehlen ihm entscheidende Instrumen-
te, um seinen StaatsbürgerInnen den entsprechen-
den sozialen Schutz zu bieten. Nur die Etablierung 
von Standards auf internationaler Ebene kann die 
negativen Auswüchse eindämmen. Dies würde be-
deuten: Arbeitsschutzbestimmungen gelten überall 
dort, wo gearbeitet wird; Umweltschutzbestim-
mungen überall da, wo Umweltgefährdungen ent-
stehen.9 Auf diese Weise könnte die Globalisierung 
aus ihren neoliberalen Zwängen befreit und eine 
Basis für eine soziale und ökologische Gestaltung 
geschaffen werden. Hierzu werden aber weit mehr 
als Initiativen von Nationalstaaten benötigt. Ge-
rade die gesellschaftliche Mobilisierung spielt eine 
entscheidende Rolle bei einer Veränderung hin zu 
mehr Sozialstaatlichkeit, einem Stopp des „race to 
the bottom“ und einer umweltfreundlichen Aus-
gestaltung. So könnte die Integration gesellschaft-
licher Initiativen dabei helfen, die Chancen der 
Globalisierung wahrzunehmen und ihre Risiken 
und Fehlentwicklungen einzudämmen. Der neoli-

beralen Politik muss endlich mit einem Prozess der internationalen 
Solidarisierung begegnet werden!
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also anwächst, desto mehr steigert sich die Konkurrenz unter den Ar-
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schädigung der Ozonschicht und dem drohenden Verlust genetischer 
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der Staaten und durch Beschlüsse auf internationalen Umwelt- und 
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Umweltpolitik kann nur funktionieren, wenn die Staatengemein-
schaft gewillt ist, dies durch verbindliche Vereinbarungen zu etablie-
ren. Das Scheitern von Kopenhagen zeigt, dass die Verhandlungspar-
teien eines Klima-Abkommens sich eher für die Verteidigung ihrer 
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